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1. Umsatzersatz 50% bis Jahresende für betroffene Unternehmen 

Sie haben es sicher über die Medien erfahren - ganz aktuell hat die Regierung verlautbart, 

dass der Umsatzersatz für den Zeitraum der verlängerten Schließung im Dezember 2020 

den betroffenen Unternehmen mit 50% Ihres Vorjahresumsatzes ersetzt wird. 

Anbei der Originaltext – lt aktueller BMF Pressemeldung – verlautbart auf der BMF webseite 

www.bmf.gv.at am 02.12. 2020: 

 

„Blümel verlängert Umsatzersatz: Geschlossene Betriebe erhalten 50 Prozent  

Beantragung ab 16. Dezember via FinanzOnline – Kosten von 1 Milliarde  

Euro erwartet  

Das Finanzministerium verlängert das Hilfsinstrument des Umsatzersatzes bis Ende des Jah-

res, um jenen Betrieben, die auf staatliche Anordnung weiterhin geschlossen bleiben, die 

Umsätze zu ersetzen. „Die Maßnahmen, die wir jetzt setzen, haben unmittelbare Auswir-

kungen, ob und wie schnell wir 2021 wieder in allen Bereichen aufmachen können. Das hat 

Auswirkungen auf unser Wachstum, auf Arbeitsplätze und das Überleben von Unternehmen. 

Und natürlich auch auf das Budget, die Verschuldung und den Staatshaushalt“, so Finanz-
minister Gernot Blümel. 

Dezember-Umsatzersatz 

Für den Zeitraum der verlängerten Schließung im Dezember 2020 werden den betroffenen 

österreichischen Unternehmen 50 Prozent ihres Umsatzes ersetzt. Um diesen Umsatzersatz 

möglichst unkompliziert, unbürokratisch und rasch zu ermöglichen, wird dieser anhand der 

Steuerdaten, die der Finanzverwaltung vorliegen, automatisch berechnet. Als Berechnungs-

grundlage hierfür werden die Umsätze des Dezembers 2019 herangezogen. Die Beantra-

gung erfolgt über FinanzOnline. Beantragt werden kann der Dezember-Umsatzersatz ab 16. 

Dezember. 

Rückblick Umsatzersatz 

Seit 23. November kann der Umsatzersatz für die nachträglich geschlossenen Betriebe be-

antragt werden. Gastronomie und Hotellerie konnten schon seit 6. November beantragen. In 

den ersten drei Wochen sind in Summe 71.886 Anträge in einem Gesamtvolumen von 1,6 

Milliarden Euro eingegangen. Davon sind bereits 828 Millionen Euro ausgezahlt. Bei beiden 

Instrumenten, also Fixkostenzuschuss (I+II) und Umsatzersatz, sind mittlerweile Anträge 

von mehr als 2 Milliarden Euro eingegangen. Davon ist mehr als 1 Milliarde bereits an die 

Unternehmen geflossen. 

„Jedes Unternehmen, das wir gut durch die Krise bringen, sichert wertvolle Arbeitsplätze in 

Österreich. Daher verlängern wir auch jetzt den Umsatzersatz einmalig bis zum Ende des 

Jahres auf einem Niveau von 50 Prozent. Hier rechnen wir mit Kosten in der Höhe von 1 

Milliarde Euro. Ab 2021 tritt der Fixkostenzuschuss an diese Stelle“, resümiert Finanzminis-
ter Gernot Blümel die Hilfen.“ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

http://www.bmf.gv.at/


1 
 

www.essl-stb.at                     

 

2. Lockdown Umsatzersatz ab 

11/20 

Aufgrund der COVID-19-Schutzmaß-

nahmenverordnung müssen Betriebe be-

stimmter Branchen seit 3.11.2020 ge-

schlossen bleiben. Um den Umsatzausfall 

durch den „Lockdown light“ zu kompen-

sieren, können direkt betroffene Unter-

nehmen um den Ersatz von 80% des 

Vorjahrsumsatzes für November 2019 

ansuchen. Dies gilt auch für die von der 

COVID-19-Notmaßnahmenverordnung im 

Zeitraum 17.11. bis 6.12.2020 (2. Lock-

down) direkt betroffenen Dienstleis-

tungsunternehmen, die körpernahe 

Leistungen anbieten.  

Für Handelsunternehmen ist der Um-

satzersatz gestaffelt und beträgt 20%, 

40% oder 60%. Der Antrag auf Um-

satzersatz muss bis spätestens 

15.12.2020 über FinanzOnline gestellt 

werden. Die Berechnung erfolgt automa-

tisch anhand der Steuerdaten. 

Allgemeines zum Umsatzersatz 

Der Umsatzersatz stellt eine finanzielle 

Unterstützung für österreichische Unter-

nehmen dar und hat das Ziel, Arbeitsplät-

ze zu erhalten und das Überleben von Un-

ternehmen zu sichern. 

 Die Höhe des Umsatzersatzes ist 

mit Genehmigung der EU-

Kommission mit maximal € 

800.000 (abzüglich bestimmter 

erhaltener Förderungen, wie bspw 

100% Haftungen der aws und ÖHT, 

Zuwendungen von Bundesländern, 

Gemeinden, etc) pro Unternehmen 

gedeckelt. 

 Der Umsatzersatz ist grundsätzlich 

als Subvention nicht umsatzsteu-

erpflichtig. Ertragsteuerlich aller-

dings ist der Umsatzersatz als 

steuerpflichtige Einnahme zu 

erfassen. 

 Zahlungen aus Härtefallfonds, 

Fixkostenzuschuss und Kurzar-

beit werden nicht gegenge-

rechnet. 

 Der Antrag auf den Umsatzersatz 

erfolgt ausschließlich über Finanz-

Online. Die COFAG entscheidet 

über die eingereichten Anträge. Die 

Berechnung erfolgt grundsätzlich 

automatisch anhand der Steuerda-

ten. Für Land- und Forstwirte sowie 

Privatzimmervermieter wird der 

Umsatzersatz über eAMA abgewi-

ckelt.  

 Derzeit ist eine Antragstellung 

bis spätestens 15.12.2020 mög-

lich. Es besteht kein Rechtsan-

spruch auf einen Umsatzersatz. 

 

Welche Unternehmen sind antragsbe-

rechtigt? 

Ein Umsatzersatz darf nur zugunsten von 

Unternehmen gewährt werden, bei denen 

nachstehende Voraussetzungen kumulativ 

erfüllt sind: 

 Sitz und Betriebsstätte in Ös-

terreich, sowie operative Tätigkeit 

in Österreich die zu Einkünften aus 

selbständiger Arbeit (§ 22 EStG) 

und Einkünften aus Gewerbebe-

trieb (§ 23 EStG) führt. 

 Direkte Betroffenheit von den ver-

ordneten Einschränkungen und Tä-

tigkeit in einer der betroffenen 

Branchen. Die Branchenabgren-

zung erfolgt nach der ÖNACE-

2008-Klassifikation. 

 Im Wesentlichen handelt es 

sich um Gastronomie, Hotel-

lerie, Sportplätze, Freizeit-

einrichtungen und Veran-

staltungen.  

 Seit dem 2.Lockdown sind 

dann der Einzelhandel und 

Dienstleistungsunternehmen, 

die körpernahe Dienstleis-
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tungen erbringen, hinzuge-

kommen. 

 Es darf in den letzten drei veran-

lagten Jahren kein rechtskräftig 

festgestellter Missbrauch im Sin-

ne des § 22 BAO vorliegen, der 

zu einer Änderung der steuerlichen 

Bemessungsgrundlage von mindes-

tens € 100.000 im jeweiligen Ver-

anlagungszeitraum geführt hat. 

 Das Unternehmen darf in den letz-

ten fünf veranlagten Jahren nicht 

vom Abzugsverbot für Zinsen und 

Lizenzzahlungen an niedrigbesteu-

ert verbundene Unternehmen oder 

von den Bestimmungen der Hinzu-

rechnungsbesteuerung bzw. Me-

thodenwechsel  betroffen gewesen 

sein. Dies gilt allerdings nur, wenn 

es sich insgesamt um einen Betrag 

von mehr als € 100.000 handelt. 

 Das Unternehmen darf keinen Sitz 

oder keine Niederlassung in einem 

Staat haben, der in der EU-Liste 

der nicht kooperativen Länder 

und Gebiete für Steuerzwecke 

genannt ist, wenn dort überwie-

gend Passiveinkünfte wie Zin-

sen, Lizenzen und Dividenden 

erzielt werden.  

 Über den Antragsteller oder dessen 

geschäftsführende Organe darf in 

den letzten fünf Jahren vor der An-

tragstellung keine rechtskräftige 

Finanzstrafe oder entsprechen-

de Verbandsgeldbuße aufgrund 

von Vorsatz von mindesten € 

10.000 verhängt worden sein. 

Maßgebend ist der Zeitpunkt der 

Festsetzung, nicht der Tatbege-

hung.  

Der Umsatzersatz kann von allen Unter-

nehmen unabhängig von deren 

Rechtsform beantragt werden. So kön-

nen unternehmerisch tätige Vereine, Ge-

sellschaften und Einzelunternehmer diesen 

erhalten. Sind mehrere Unternehmen in 

einer Firmengruppe betroffen und an-

tragsberechtigt, so kann jedes Unterneh-

men separat den Umsatzersatz beantra-

gen. 

 

Welche Unternehmen sind ausge-

nommen? 

Ausgenommen von der Gewährung eines 

Lockdown-Umsatzersatzes sind Unter-

nehmen, auf die einer der folgenden 

Punkte zutrifft: 

 Unternehmen, bei denen im Be-

trachtungszeitraum oder zum Zeit-

punkt der Antragstellung ein In-

solvenzverfahren anhängig ist, 

ausgenommen es wurde ein Sanie-

rungsverfahren eröffnet.  

 Neu gegründete Unternehmen, 

welche vor dem 1.11.2020 noch 

keine Umsätze erzielt haben. 

 Vereine, welche nicht im Sinne des 

UStG unternehmerisch tätig sind.  

 Unternehmen, die im Betrach-

tungszeitraum Kündigungen ge-

genüber einem oder mehreren 

Mitarbeitern aussprechen. 

 Beaufsichtigte Rechtsträger des Fi-

nanzsektors wie Kreditinstitute, 

Versicherungsunternehmen, Wert-

papierfirmen und Wertpapierdienst-

leistungsunternehmen und Pensi-

onskassen. 

 Für Unternehmen, die sich am 

31.12.2019 in Schwierigkeiten ge-

mäß der allgemeinen Gruppenfrei-

stellungsverordnung befunden ha-

ben, beträgt der Höchstbetrag der 

Beihilfe € 200.000 mit erweiterten 

Anrechnungsbestimmungen.  

 

Wie hoch ist der Umsatzersatz? 

Der Umsatzersatz beträgt grundsätzlich 

80% des vergleichbaren Vorjahres-

umsatzes. 

 Mischbetriebe erhalten den Anteil 

ihres Umsatzes, der auf Betriebs-

teile entfällt, die von behördli-
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chen Einschränkungen betrof-

fen sind, ersetzt (zB Bäckerei mit 

Kaffeehaus). Der auf die begüns-

tigten Umsätze entfallende Pro-

zentsatz ist mit der Sorgfalt eines 

ordentlichen und gewissenhaften 

Geschäftsführers zu schätzen und 

der Finanzverwaltung bekannt zu 

geben. 

 Der Umsatzersatz beträgt mindes-

tens € 2.300 und höchstens      

€ 800.000 abzüglich eventuell er-

haltener Förderungen gemäß Punkt 

6.1.3 der Richtlinie (insbesondere 

100% Haftungen der aws oder 

ÖHT, Zuwendungen von Bundes-

ländern, Gemeinden etc.)  

 Für Einzelhandelsunternehmen 

gelten abweichende Prozentsätze 

von 20% (zB Auto- und Möbelhan-

del), 40% (zB Sportartikel, Spiel-

waren) und 60% (Bekleidung, 

Blumen). 

 Umsätze aus der Zustellung der 

Waren und Onlineverkäufe sind 

unbeachtlich für die Höhe des 

Umsatzersatzes.  

Der Umsatzersatz wird aus den Steuerda-

ten des Jahres 2019 automatisch durch 

die Finanzverwaltung berechnet. Der 

Vorjahresumsatz wird anhand einer der 

folgenden Berechnungsmethoden er-

mittelt: 

a) Der in der Umsatzsteuervoran-

meldung November 2019 ange-

gebene Umsatz (bei quartalswei-

sen UVAs: UVA für das 4. Quartal 

dividiert durch drei). Wenn der Fi-

nanzverwaltung die notwendigen 

Daten dafür nicht vorliegen – er-

satzweise: 

b) Die Summe der in der letzten 

rechtskräftig veranlagten Umsatz-

steuer-Jahreserklärung angegebe-

nen Umsätze dividiert durch zwölf. 

c) Die Summe der in der letzten 

rechtskräftig veranlagten bzw fest-

gestellten Körperschaftsteuer-, 

Einkommensteuer- oder Feststel-

lungerklärung angegebenen Um-

satzerlöse dividiert durch zwölf (zB 

für Reiseleistungen, bei Differenz-

besteuerung, Organgesellschaften) 

d) Die Summe der in den Umsatz-

steuervoranmeldungen von 2020 

bekanntgegebenen Umsätze divi-

diert durch die Anzahl der Monate.  

Liegen keine Daten zur Ermittlung des 

Umsatzersatzes vor, ist - bei Vorliegen der 

allgemeinen Anspruchsvoraussetzungen - 

der Umsatzersatz in der Mindesthöhe 

von € 2.300 zu gewähren. 

 

Welche Besonderheiten gibt es bei 

der Berechnung des Umsatzersatzes? 

Der so für den November 2019 ermittelte 

Umsatz ist durch 30 zu dividieren und 

mit der Anzahl der Lockdown-Tage zu 

multiplizieren. Aufgrund der Erweiterung 

der Einschränkungsmaßnahmen kommt es 

zu einer Zweiteilung des Betrachtungszeit-

raumes, nämlich: 

- Lockdown Phase vom 3.11. - 

6.12.2020 (für Gastgewerbe, Ho-

tellerie, Sport- und Freizeitstätten, 

Veranstaltungen/Kongresse). Da 

hier der 1. und 2.11. ebenfalls mit-

gerechnet werden können, liegen 

36 Lockdown-Tage vor.  

- Bei der 2.Lockdown Phase vom 

17.11. - 6.12.2020 (für Einzel-

handel und körpernahe Dienstleis-

tungen) kann mit 20 Lockdown-

Tagen gerechnet werden.  

Beispiel: Im November 2019 wurde 

jeweils ein Umsatz von € 21.000 

erzielt. Friseursalon: Der Um-

satzersatz beträgt € 11.200 (80% 

von 21.000 / 30*20) 

Restaurant: Der Umsatzersatz be-

trägt € 20.160 (80% von 21.000 

/ 30*36) Blumen-EH: Der Um-

satzersatz beträgt €   8.400 (60% 

von 21.000 / 30*20) 
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Unternehmen, die im Zeitpunkt des In-

krafttretens des 2.Lockdown bereits einen 

Antrag auf Gewährung eines Lockdown-

Umsatzersatzes gestellt haben, erhalten 

von der COFAG ohne weiteren Antrag 

den Differenzbetrag bis zum 

6.12.2020 ausbezahlt. Dabei sind die 

Angaben und Werte des bereits einge-

brachten Antrags heranzuziehen. 

 

Sollte es aufgrund mangelhafter, unvoll-

ständiger oder nicht aussagekräftiger Da-

ten der Finanzverwaltung (beispielsweise 

einer falsch hinterlegten ÖNACE-Nr.) zu 

Ergebnissen kommen, die erheblich von 

den tatsächlichen Verhältnissen abwei-

chen, kann eine Korrektur beantragt wer-

den.  

 

Von der Bundesregierung wurde angekün-

digt, dass für indirekt vom Lockdown 

betroffene Unternehmer ebenfalls noch 

eine Regelung für einen Umsatzersatz 

kommen wird. 

 

3. Fixkostenzuschuss 800.000 

(Fixkostenzuschuss II) 

Über die voraussichtlichen Details zum 

Fixkostenzuschuss II haben wir bereits 

berichtet. Da die EU-Kommission die 

Richtlinie in dieser Form nicht genehmigt 

hat, wurden nun am 23.11.2020 neue 

Richtlinien zum sogenannten Fixkostenzu-

schuss (FKZ) 800.000 veröffentlicht. Der 

Name leitet sich daraus ab, dass maximal 

€ 800.000 Zuschuss pro Unternehmen 

gewährt werden können. 

 

Begünstigte Unternehmen 

 Voraussetzung für den Anspruch 

auf den FKZ 800.000 ist ein Um-

satzausfall von mindestens 

30% im Betrachtungszeitraum. 

Ansonsten deckt sich der Kreis der 

begünstigten Unternehmen im 

Wesentlichen mit jenen, die An-

spruch auf Umsatzersatz haben 

(vgl dazu den Beitrag „Lockdown-

Umsatzersatz“).  

 Klein- oder Kleinstunternehmen 

können auch dann einen Antrag auf 

den FKZ 800.000 stellen, wenn sie 

als Unternehmen in Schwierigkei-

ten einzustufen sind. 

 Die Unternehmen müssen einnah-

men- und ausgabenseitig scha-

densmindernde Maßnahmen ge-

setzt haben, um die durch den FKZ 

zu deckenden Fixkosten zu redu-

zieren. 

 Ausgeschlossen sind Unterneh-

men, die zum 31.12.2019 mehr 

als 250 Mitarbeiter (Vollzeitäqui-

valente) beschäftigt haben und die 

im Betrachtungszeitraum mehr als 

3% der Mitarbeiter gekündigt 

haben, statt Kurzarbeit in Anspruch 

zu nehmen. Eine Ausnahme kann 

aber auf Antrag gewährt werden.  

 Neu gegründete Unternehmen 

sind ausgeschlossen, wenn vor 

dem 16.9.2020 noch keine Um-

sätze erzielt wurden.  

 

Förderbare Fixkosten 

 Geschäftsraummieten und 

Pacht, die in unmittelbarem Zu-

sammenhang mit der Geschäftstä-

tigkeit des Unternehmens stehen. 

 Absetzung für Abnutzung (AfA) 

für vor dem 16.9.2020 ange-

schaffte Wirtschaftsgüter des 

Anlagevermögens, die unmittelbar 

der betrieblichen Tätigkeit dienen. 

Die Afa kann auch angesetzt wer-

den, wenn das Wirtschaftsgut vor 

dem 16.9.2020 bestellt und vor 

dem jeweiligen gewählten Betrach-

tungszeitraum in Betrieb genom-

men wurde.  

 Leasingraten in voller Höhe. 

 Betriebliche Versicherungsprä-

mien und Lizenzgebühren. 
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 Zinsaufwendungen für Kredite 

und Darlehen, sofern diese nicht 

an verbundene Unternehmen wei-

tergeben wurden. 

 Aufwendungen für Telekommuni-

kation, Strom-, Gas- und ande-

re Energie- und Heizungskos-

ten. 

 Wertverlust bei verderblicher 

oder saisonaler Ware, sofern 

diese auf Grund der COVID-19-

Krise mindestens 50% des Wertes 

verliert.  

 Angemessener Unternehmer-

lohn (mindestens € 666,66, höchs-

tens € 2.666,67). Der Unterneh-

merlohn ist auf Basis des letzten 

veranlagten Jahres unter Abzug 

von Nebeneinkünften zu ermitteln. 

Der Unternehmerlohn kann auch 

für nicht ASVG-versicherte Gesell-

schafter-Geschäftsführer angesetzt 

werden.  

 In eingeschränktem Umfang 

bestimmte Personalaufwen-

dungen (zur Bearbeitung von kri-

senbedingten Stornierungen und 

Umbuchungen; zur Aufrechterhal-

tung eines Mindestbetriebes, um 

eine vorübergehende Schließung zu 

vermeiden). Eine Kurzarbeitsunter-

stützung ist abzuziehen.  

 Kosten des Steuerberaters, 

Wirtschaftsprüfers oder Bilanz-

buchhalters bis €1.000 bei der Be-

antragung des Fixkostenzuschüsse 

von unter € 36.000.  

 Aufwendungen, die nach dem 1. 

Juni 2019 und vor dem 16. 

März 2020 konkret als Vorberei-

tung für die Erzielung von Umsät-

zen, die in einem Betrachtungszeit-

raum realisiert werden sollten, aber 

aufgrund der Ausbreitung von CO-

VID-19 und den dadurch verur-

sachten wirtschaftlichen Auswir-

kungen nicht realisiert werden 

können, wirtschaftlich verursacht 

wurden (endgültig frustrierte 

Aufwendungen). Der Nachweis 

der endgültig frustrierten Aufwen-

dungen kann auch in vereinfachter 

Form durch das pauschale Heran-

ziehen von branchenspezifischen 

Durchschnittswerten erfolgen (Rei-

sebüros und Reiseveranstalter: 

19% des Umsatzes; Event-

/Veranstaltungsagenturen: 36% 

des Umsatzes; Dienstleister für 

Veranstalter: 12,5% des Umsat-

zes). 

 Aufwendungen für sonstige ver-

tragliche betriebsnotwendige 

Zahlungsverpflichtungen, die 

nicht das Personal betreffen. 

 Aufwendungen, die aufgrund von 

(direkten) Leistungsbeziehungen 

zwischen verbundenen Unter-

nehmen verrechnet werden, stel-

len Fixkosten dar, wenn sie, unter 

Berücksichtigung der Schadens-

minderungspflicht angemessen und 

fremdüblich sind und wenn diese 

auch vor dem 16. März 2020 ver-

rechnet wurden. 

Von den Fixkosten sind Versicherungsleis-

tungen ebenso in Abzug zu bringen wie 

Entschädigungen nach dem Epidemiege-

setz. 

 

Berechnung des Umsatzausfalles und 

Ermittlung der Höhe des FKZ 

Bei der Ermittlung des Umsatzausfal-

les sind die prognostizierten bzw be-

reits realisierten Umsätze in den Be-

trachtungszeiträumen 2020 bzw 2021 

den Umsätzen in den entsprechenden 

Vergleichszeiträumen 2019 ge-

genüberzustellen. Dabei ist auf die er-

tragsteuerlichen Werte der Umsätze 

abzustellen.  

Der Betrachtungszeitraum 1 um-

fasst den halben September vom 

16.9.2020 bis 30.9.2020. Die an-

schließenden Betrachtungszeiträu-

http://www.essl-stb.at/


6 
 

www.essl-stb.at                     

 

me 2-10 beziehen sich auf die Mona-

te Oktober 2020 bis Juni 2021. 

Anträge können für bis zu 10 Be-

trachtungszeiträume gestellt wer-

den. Die Zeiträume müssen entweder 

alle zusammenhängen oder es können 

zwei Blöcke von jeweils zeitlich zu-

sammenhängenden Zeiträumen ge-

wählt werden. Für Zeiträume, für die 

ein Umsatzersatz in Anspruch ge-

nommen wird, kann kein FKZ bean-

tragt werden. Übrigens, der Um-

satzersatz muss zeitlich immer 

vor dem FKZ beantragt werden.  

Der prozentuelle Fixkostenzu-

schuss entspricht dem prozentuel-

len Umsatzrückgang (zB bei einem 

Umsatzausfall von 55% werden auch 

55% der Fixkosten ersetzt). 

Wie bereits erwähnt ist der FKZ mit   

€ 800.000 begrenzt. Er muss mindes-

tens € 500 betragen. Anzurechnen auf 

den Höchstbetrag sind an das Unter-

nehmen bereits bestimmte ausgezahl-

te oder zugesagte Förderungen in Zu-

sammenhang mit der COVID-19-

Krise, wie etwa der Lockdown-

Umsatzersatz, 100%ige Haftungen 

der aws oder der ÖHT, Zuwendungen 

von Bundesländern, Gemeinden etc.  

 

Pauschalierter Fixkostenzuschuss  

Unternehmen, die im zum Zeitpunkt 

der Antragstellung letztveranlagten 

Jahr weniger als € 120.000 Um-

satz erzielt haben und die die über-

wiegende Einnahmenquelle des Un-

ternehmers darstellen, können pau-

schal 30% der ermittelten Um-

satzausfälle, höchstens aber € 

36.000 als FKZ ansetzen.  

 

Antragstellung über FinanzOnline 

Für die Beantragung der 1.Tranche 

(möglich seit 23.11.2020) sind der 

der Umsatzausfall und die Fixkosten 

bestmöglich zu schätzen. Ausgezahlt 

werden 80% des voraussichtlichen 

Fixkostenzuschusses. Die 1.Tranche 

ist bis spätestens 30.6.2021 zu bean-

tragen, die 2.Tranche in der Zeit vom 

1.7.2021 bis 31.12.2021. 

Die Höhe der Umsatzausfälle und der 

Fixkosten ist durch einen Steuerbera-

ter, Wirtschaftsprüfer oder Bilanz-

buchhalter zu bestätigen und der An-

trag über FinanzOnline einzubringen, 

wenn der FKZ mehr als € 36.000 be-

trägt. Erwartet der Antragseinbringer 

im Zuge der ersten Tranche voraus-

sichtlich insgesamt (somit unter Be-

rücksichtigung der zweiten Tranche) 

nicht mehr als € 36.000, muss erst 

der Antrag für die 2. Tranche durch 

Hinzuziehung eines Steuerberaters, 

Wirtschaftsprüfers oder Bilanzbuch-

halters erfolgen. Wird der pauschalier-

te FKZ beantragt, muss dieser Antrag 

weder im Zuge der ersten noch im 

Zuge der zweiten Tranche durch einen 

Steuerberater, Wirtschaftsprüfer oder 

Bilanzbuchhalter erfolgen. 

Beim Antrag ist ua zu bestätigen, 

dass in den Jahren 2020 und 2021 

keine Bonuszahlungen an Vorstände 

oder Geschäftsführer von mehr als 

50% der Bonuszahlungen des Wirt-

schaftsjahres 2019 bezahlt werden. 

Die Entnahmen bzw die Gewinn-

ausschüttungen sind in der Zeit 

vom 16.3.2020 bis 31.12.2021 an die 

wirtschaftlichen Verhältnisse anzupas-

sen. Eine Ausschüttung von Dividen-

den oder der Rückkauf von eigenen 

Aktien im Zeitraum vom 16.3.2020 

bis 30.6.2021 schließt die Gewährung 

des FKZ aus.  
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4. COVID-19-Steuermaßnahm-

engesetz (Covid-19-STMG) 

Am 20.11.2020 wurde ein Initiativantrag 

zum COVID-19-StMG im Parlament einge-

bracht. 

In ertragsteuerlicher Hinsicht sind fol-

gende wichtige Eckpunkte enthalten: 

 

 Klarstellung, dass die degressive 

Abschreibung im Steuerrecht un-

abhängig von der Abschreibungs-

methode im Unternehmensrecht in 

Anspruch genommen werden kann. 

 Harmonisierung der Kleinun-

ternehmerpauschalierung mit 

der umsatzsteuerlichen Kleinunter-

nehmerregelung ab dem Jahr 

2021. 

 Verlängerung der Sonderregelung 

zur Gewährung von Pendlerpau-

schale, Zulagen und Zuschläge, die 

trotz Homeoffice, Quarantäne, 

Kurzarbeit, gewährt werden, bis 

Ende März 2021. 

 Gewinnermittlung gem § 5 EStG 

für Betriebe gewerblicher Art ab 

2020 nur bei einem Umsatz von 

mehr als € 700.000 in zwei aufei-

nanderfolgenden Kalenderjahren.  

 Einführung einer Zinsschranke für 

Körperschaften. Ab dem Jahr 2021 

(für Wirtschaftsjahre, die nach dem 

31.12.2020 enden) soll ein Zins-

überhang (abzugsfähige Zinsauf-

wendungen abzüglich steuerpflich-

tige Zinserträge) nur mehr im 

Ausmaß bis zu 30% des steuer-

lichen EBITDA abgezogen werden 

können. Allerdings soll ein Zins-

überhang jedenfalls bis zu einem 

Betrag von € 3 Mio (Freibetrag) 

abzugsfähig sein. Ein Zinsüber-

hang, der im laufenden Wirt-

schaftsjahr nicht abgezogen wer-

den kann, soll auf Antrag unbefris-

tet vorgetragen werden können. 

Übersteigt 30% des EBITDA den 

Zinsüberhang, kann das ungenutz-

te Zinsabzugspotential auf Antrag 5 

Jahre vorgetragen werden. Ist die 

Eigenkapitalquote des Unterneh-

mens größer/gleich der Eigenkapi-

talquote des Konzerns liegt kein 

Anwendungsfall der Zinsschranke 

vor. Ausgenommen sind auch Kör-

perschaften, die nicht vollständig in 

einen Konzernabschluss einbezo-

gen werden, über kein verbunde-

nes Unternehmen verfügen und 

keine ausländische Betriebsstätte 

unterhalten. Zinsaufwendungen 

aus vor dem 17.6.2016 geschlos-

senen Verträgen bleiben bis zur 

Veranlagung 2025 außer Ansatz.  

Eine Übersicht der geplanten um-

satzsteuerlichen Änderungen finden 

Sie im untenstehenden gesonderten 

Beitrag. 

Offensichtlich zur Abmilderung von Li-

quiditätsschwierigkeiten sind in der 

BAO ua folgende Änderungen vor-

gesehen: 

 

 Bereits bestehende und durch das 

KonStG 2020 bis 15.1.2020 ver-

längerte Stundungen werden au-

tomatisch bis zum 31.3.2021 

verlängert.  

 Die Zahlungsfrist, für Abgaben, 

die im Zeitraum 26.9.2020 bis 

28.2.2021 fällig werden, wird au-

tomatisch auf den 31.3.2021 

verschoben. 

 Für den Zeitraum 15.3.2020 bis 

31.3.2021 sind keine Stundungs-

zinsen vorzuschreiben.  

 Für Abgaben, die in der Zeit zwi-

schen 15.3.2020 und 31.3.2021 

fällig werden, sind keine Säum-

niszuschläge zu entrichten. 

 Bisher war nur vorgesehen, für 

Nachforderungen aus der Veranla-

gung 2020 keine Anspruchszinsen 

vorzuschreiben. Die Regelung soll  

nun auch für ESt- oder KöSt-
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Nachzahlungen für das Jahr 2019 

gelten.  

 

Die endgültige Beschlussfassung bleibt 

abzuwarten. Wir werden im Detail dazu 

berichten.  

 

5. Umsatzsteuer - Änderungen 

ab 01.01.2021 

 

BREXIT- Änderungen ab 1.1.2021: 

 

Der Ausritt Großbritanniens aus der 

Europäischen Union sieht eine Über-

gangsphase im Steuerrecht bis Jah-

resende vor. Mit 1.1.2021 erlangt 

Großbritannien Drittlandstatus. 

Damit einhergehende Änderungen in 

den Bereichen Umsatzsteuer und Zoll 

stehen unmittelbar bevor. Welche 

Schritte gilt es im Zusammenhang mit 

der künftigen umsatzsteuerlichen Ab-

wicklung in Großbritannien zu beach-

ten? 

Grenzüberschreitende Warenlieferun-

gen 

Liefergeschäfte, die bislang als steu-

erfreie innergemeinschaftliche 

Lieferungen abgewickelt wurden, 

stellen nun Ausfuhrlieferungen dar, 

für die eine Steuerbefreiung nur bei 

Erfüllung der hierfür vorgesehenen 

Voraussetzungen und Nachweispflich-

ten zur Anwendung kommt, wie zB 

der Ausfuhrnachweis durch eine zoll-

rechtliche Bescheinigung. 

 Die Übergangsregelung um den 

Jahreswechsel stellt auf den Beginn 

der Beförderung ab. Solange also 

die Beförderung oder Versendung 

vor dem 1.1.2021 beginnt, liegt ei-

ne innergemeinschaftliche Liefe-

rung vor. 

 Die Abwicklung von Werkliefer-

/Montagelieferaufträge erfor-

dert, dass der Leistende die Ein-

fuhrabwicklung in Großbritannien 

übernimmt und die Waren in sei-

nem Namen importiert. 

 Ebenso muss sich der liefernde Un-

ternehmer um die Einfuhrabwick-

lung kümmern, wenn die In-

coterms DDP („Delivered Duty 

Paid“) vereinbart ist. Soweit es die 

Kundenbeziehung erlaubt, emp-

fiehlt sich, die Einfuhrabwicklung 

auf den britischen Kunden zu 

überwälzen. 

 Bestehen Reihenlieferungskonstel-

lationen mit Abgangs- oder Be-

stimmungsort Großbritannien, so 

ist zu beachten, dass die Vereinfa-

chungsregelung „Dreiecksge-

schäft“ nicht mehr anwendbar 

ist. Ein Änderungsbedarf besteht 

nicht zuletzt deshalb, um eine et-

waige zollrechtliche Abwicklung in 

Großbritannien zu vermeiden. 

 Eine innergemeinschaftliche Wa-

renbewegung unter Einbindung ei-

nes britischen Unternehmens als 

mittlerer Unternehmer in der Kette 

ist grundsätzlich möglich, wenn der 

britische Unternehmer über ei-

ne UID-Nummer in einem EU-

Mitgliedsstaat verfügt. Die Ver-

wendung der britischen UID-

Nummer ist nicht mehr möglich. 

 Österreichische Unternehmer, die 

an eine ungehinderte Weiterfüh-

rung der Geschäftstätigkeit auch 

nach dem 1.1.2021 denken, sollten 

eine umsatzsteuerliche Regist-

rierung in Großbritannien um-

gehend beantragen.  

Vorsteuererstattung 

Für die Beantragung von britischen 

Vorsteuern für das Kalenderjahr 2020 

ist eine abweichende kürzere Fallfrist 

zu beachten. Demnach sind sämtli-

che Anträge auf Vorsteuererstat-

tung des Jahres 2020 bis spätes-
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tens 31.3.2021 zu stellen. Dies gilt 

sowohl für EU-Unternehmer, die briti-

sche Vorsteuern im Erstattungsver-

fahren geltend machen wollen, als 

auch für britische Unternehmer, die 

die Erstattung von Vorsteuerbeträgen 

aus EU-Mitgliedstaaten beantragen 

wollen. 

Sonderstellung Nordirland 

Nordirland gilt bei der Lieferung von 

Gegenständen weiterhin als Ge-

meinschaftsgebiet. Dies bedeutet, 

dass Lieferungen an Unternehmer, bei 

denen die Gegenstände nach Nordir-

land versendet werden, weiterhin als 

innergemeinschaftliche Lieferung 

in der Umsatzsteuererklärung (Kz 

000) und in der Zusammenfassenden 

Meldung zu erklären sind. Nordirische 

Unternehmen erhalten dafür eine ei-

gene UID-Nummer mit dem Präfix 

„XI“.  

Aktuelle Änderung aufgrund des CO-

VID-19-StMG: 

Der Initiativantrag zum COVID-19-StMG 

sieht folgende Maßnahmen vor:  

 Zur Stärkung einer nachhaltigen 

Kreislaufwirtschaft sowie aus ökologi-

schen Lenkungsüberlegungen soll ab 

1.1.2021 ein ermäßigte Steuersatz 

von 10% für Reparaturdienstleis-

tungen einschließlich Ausbesserung 

und Änderung betreffend Fahrräder 

(inkl E-Bikes, aber nicht Krafträder 

mit Motoreinsatz), Schuhe, Leder-

waren, Kleidung und Haushalts-

wäsche (zB Bettwäsche, Tischde-

cken, Polsterbezüge, Vorhänge) gel-

ten. 

Nicht umfasst sind Lieferungen oder 

Werklieferungen, da der Entgeltsanteil 

für Material dabei mehr als 50% des 

Gesamtentgelts ausmacht. 

 

 Die Lieferung, der innergemeinschaft-

lichen Erwerb und die Einfuhr von 

COVID-19-In-virto-Diagnostika, 

COVID-19-Impfstoffe und eng da-

mit zusammenhängende sonstige 

Leistungen sollen echt umsatzsteu-

erbefreit werden. Die Regelung soll 

mit Kundmachung der EU-RL in Kraft 

treten und ist bis 31.12.2022 befris-

tet. 

 Verlängerung des 5%igen Steuer-

satzes um ein Jahr bis 31.12.2021 

für Gastronomie:  

Darunter fallen die Verabreichung von 

Speisen und Ausschank von Geträn-

ken iSd § 111 GewO, die Zustellung 

und Bereitstellung zur Abholung von 

warmen Speisen und offenen Geträn-

ken, der Gassenverkauf von Speiseeis 

in Stanizel und Becher, Catering, 

Würstelstand, Schutzhütten, Kantine 

und die landwirtschaftliche Gastrono-

mie (Buschenschank). 

 Verlängerung des 5%igen Steuer-

satzes um ein Jahr bis 31.12.2021 

für Beherbergung: 

Damit umfasst sind die Beherbergung 

in eingerichteten Wohn- und Schlaf-

räumen sowie die Vermietung (Nut-

zungsüberlassung) von Grundstücken 

für Campingzwecke. 

Der Vorsteuerabzug aus den Reisediä-

ten gem § 13 Abs 1 UStG beträgt wei-

terhin 10%. 

 Verlängerung des 5%igen Steuer-

satzes um ein Jahr bis 31.12.2021 

für Kultur in unverändertem Leis-

tungsumfang. 

 Verlängerung des 5%igen Steuer-

satzes um ein Jahr bis 31.12.2021 

für Publikationen, wobei dies nicht 

für Zeitungen und andere periodi-

schen Druckschriften gilt. 

Die Beschlussfassung des COVID-19-StMG soll 

noch im Dezember 2020 erfolgen. 
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6. Lohnverrechnung- Aktuelles 

 

Entspannung bei der Konsumation 

von Essensgutscheinen 

Mit 1.7.2020 wurden die Werte der je 

Arbeitstag möglichen Zurverfügungs-

tellung von steuerfreien Gutschei-

nen auf € 8 (bisher €4,40) für 

Mahlzeiten, die zur Konsumation am 

Arbeitsplatz oder in Gastgewerbebe-

trieben eingelöst werden können, bzw 

auf € 2 (bisher € 1,1) für jene Gut-

scheine, die auch zur Bezahlung von 

Lebensmittel verwendet werden 

können, deutlich angehoben. Hinsicht-

lich der Kontrolle der Konsumation 

kommt es erfreulicherweise zu Er-

leichterungen. So ist eine kumulierte 

Einlösung ohne wertmäßiges Tagesli-

mit an jedem Wochentag (auch am 

Wochenende) möglich. Es muss ledig-

lich sichergestellt sein, dass der ge-

setzliche Freibetrag pro Jahr nicht 

überschritten wird. Dabei wird von 

222 Arbeitstagen ausgegangen. Bei 

unterjährigem Ein-/Austritt ist eine 

monatliche Aliquotierung (1 Monat = 

18,3 Tage) vorzunehmen. Die Ver-

wendung digitaler Speichermedien 

anstelle von Papiergutscheinen ist 

möglich. 

Corona-Prämie 

Als Anerkennung für den in der 

Corona-Krise gezeigten besonderen 

Einsatz kann eine Bonuszahlung von 

max € 3.000 je Arbeitnehmer lohn-

steuer-, sozialversicherungs– und 

lohnnebenkostenfrei im Jahr 2020 

(!) bezahlt werden. Voraussetzung 

ist, dass diese Prämienzahlung keine 

Umwandlung schon bisher gewährter 

Bonifikationen darstellt. Die Corona-

Prämie steht nur echten Dienstneh-

mern, geringfügig Beschäftigen und 

Teilzeitkräften zu, unabhängig da-

von, ob der Arbeitnehmer in Kurz-

arbeit oder im Homeoffice tätig 

war. Für eine steuerfreie Auszahlung 

ist eine ausreichende Dokumentation 

des Zusammenhangs mit der Corona-

Krise unbedingt erforderlich. 

Ungekürztes Pendlerpauschale bis 

31.3.2021 

Für Arbeitnehmer, die wegen COVID-

19-bedingter Quarantäne, bei 

Homeoffice oder Kurzarbeit nicht 

täglich den Weg zur Arbeitsstätte an-

treten, soll bis 31.3.2021 keine Ali-

quotierung des Pendlerpauschales 

vorzunehmen sein.  

 

Rechtsanspruch auf Sonderbe-

treuungszeit 

Der häufigste Fall eines Sonderbe-

treuungsbedarfs liegt wohl vor, wenn 

Betreuungspflichten für Kinder unter 

14 Jahren infolge teilweiser oder voll-

ständiger Schließung von Schulen und 

Kindergärten gegeben sind.  

Der Verbrauch der Sonderbetreuungs-

zeit kann am Stück, sowie wochen-

, tage, oder halbtagweise erfolgen, 

nicht aber stundenweise. Die Sonder-

betreuungszeit wird durch Arbeitsleis-

tung, Erholungsurlaub oder Zeitaus-

gleich nicht aber durch Krankenstand 

unterbrochen. 

Angesichts der dramatisch gestiege-

nen Zahlen an Covid-19-Erkrankten 

wurde rückwirkend ab 1.11.2020 bis 

9.7.2021 ein Rechtsanspruch auf 

Sonderbetreuungszeit eingeführt. 

In diesem Zeitraum können bis zu 4 

Wochen unter Entgeltfortzahlung für 

die Betreuungspflichtigen in Anspruch 

genommen werden. Voraussetzung 

ist, dass die Schulen oder Kindergär-

ten aufgrund behördlicher Maßnah-

men geschlossen werden und die Be-

treuung des Kindes notwendig ist. Das 

bedeutet, dass diese Einrichtungen 

auch keine Kinderbetreuung anbieten 

http://www.essl-stb.at/


11 
 

www.essl-stb.at                     

 

können. Ein Rechtsanspruch besteht 

auch, wenn ein Kind behördlich abge-

sondert wird. Der Bund ersetzt 100% 

des fortgezahlten Entgelts.  

Liegen die Voraussetzungen für den 

Rechtsanspruch deshalb nicht vor, 

weil die Betreuung des Kindes nicht 

notwendig ist (weil zB die Schulen 

weiter Kinderbetreuung anbieten), 

dann kann Sonderbetreuungszeit 

vereinbart werden. Auch in diesem 

Fall hat der Arbeitgeber Anspruch auf 

eine Vergütung des gesamten wäh-

rend der Sonderbetreuungszeit fort-

gezahlten Entgelts. 

Grundsätzlich ist der Antrag auf Rück-

erstattung binnen 6 Wochen nach 

Ende des gewährten Freistellungs-

zeitraumes bei der Buchhaltungsagen-

tur des Bunds geltend zu machen. Es 

wird das fortgezahlte Entgelt bis zur 

Höchstbemessungsgrundlage zu ei-

nem Drittel (16.3.-31.5. und 25.7.-

30.9.), zur Hälfte (1.10.-31.10.) oder 

zur Gänze (1.11.-9.7.2021) refun-

diert. Dienstgeberabgaben sind nicht 

vergütungsfähig. 

Anstelle der Weihnachtsfeier zu-

sätzliche Geschenkgutscheine 

für Mitarbeiter 

Die Kosten der Teilnahme an Be-

triebsveranstaltungen wie Weih-

nachtsfeier, Betriebsausflug oder kul-

turelle Veranstaltungen, die für den 

Arbeitnehmer einen geldwerten Vor-

teil darstellen, sind bis zu € 365 pro 

Jahr und Mitarbeiter lohnsteuer- und 

sozialversicherungsfrei. Zusätzlich 

können Geschenke (Sachzuwendun-

gen) bis zu €186 pro Jahr und Mitar-

beiter aus bestimmten Anlässen über-

geben werden. 

Da im Corona-Jahr 2020 Betriebsver-

anstaltungen eher die Ausnahme wa-

ren und die Weihnachtsfeiern heuer 

wegen Einhaltung der Schutzvor-

schriften wahrscheinlich ausfallen, soll 

die Möglichkeit geschaffen werden, 

den (verbliebenen) Freibetrag für Be-

triebsveranstaltungen als Geschenk-

gutscheine, idealerweise der österrei-

chischen Wirtschaft, den Mitarbeitern 

zukommen zu lassen. Die entspre-

chende Regelung ist bei Redaktions-

schluss noch nicht veröffentlich. Je-

denfalls eine überlegenswerte Idee für 

Dienstgeber.  

Entschädigung für Mitarbeiter in 

angeordneter Quarantäne 

Wenn Mitarbeiter behördlich mittels 

Absonderungsbescheides unter 

Quarantäne gestellt werden, weil sie 

entweder selbst mit Corona infiziert 

sind oder enge Kontaktpersonen von 

Infizierten waren, muss der Arbeitge-

ber dem Mitarbeiter das Entgelt wei-

terzahlen. Der Arbeitgeber hat aber 

einen Anspruch auf die Rückerstat-

tung des fortbezahlten Lohns inklusive 

Dienstgeberanteil zur gesetzlichen 

Sozialversicherung durch den Bund. 

Er muss dafür binnen drei Monaten 

nach Ende der Quarantäne einen An-

trag auf Erstattung des weitergezahl-

ten Entgelts stellen - an jene Bezirks-

verwaltungsbehörde, die den Abson-

derungsbescheid erlassen hat. 
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